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Die schriftliche parlamentarische Anfrage vom 29. Juni 1982, 
Zl.1980/J-HR/1982, betreffend das Volkszählungsgesetz 1980, die 
die Abgeordneten HUBER und Genossen an mich gerichtet haben, beebrc 
ich mich wie folgt zu beantworten: 

Zu FuI}}ct l..t Im Zusammenhang mit der Prage, ob mit einer Rechts­
vereinhei tlichung mittels einer klaren eindeutigen Regelung eler 
Begriffe "ordentlicher Vlohnsitz ll bzw. tlZweitwohnsitz lt zu rechnen 
sei, möchte ich zunächst darauf hinvleisen, daß der Begriff des 
"ordentlichen Wohnsitzestt im Volkszählungsgesetz, Wählerevic1enzgesetz 
und im Anhang ZUlU Meldegesetz enthalten und in diesen Rechtsvor­
schriften einheitlich geregelt ist. So bestilnmt § 2 Abs. 4 des 
Volkszählungsgesetzes 1980, BGEl.Nr.199, daß der ordentliche Wolmsi tz 
an dem Orte begründet ist, an dem sich die zu zählende Person in 
der erweislichen oder aus den Umständen hervorgehenden Absicht 
niedergelassen hat, ihn bis auf wei teres zwn Mittelpunkt ihrer 
Lebensbeziehungen zu wählen. Hiebei ist es unerheblich, ob die 
Absicht darauf gerichtet ymr, für immer an diesem Orte zu bleiben. 
Eine,gleichlautende Regelung enthält auch § 2 Abs. 2 des Wähler­
eViderizgesetzes 1973, BGB1.Nr. 601, sowie der Anhang Zlliil fileldegesetz. 
Bemerkt wird, daß auch in dem von den Antragstellern nicht er'Nähnten 
Staatsbürgerschaftsgesetz 1965, BGB1.Nr.250, und zwar im § 5, eine 
gleichlautende Definition ~nthalten ist. 

Das J?aßgesetz, das Kraftfahrgesetz und auch das in den 
Justizbereich fallende Geschvwrnen- und Schöffenlistengesetz 
enthal ten keine Definition des ordentlichen Wolmsi tzes, sondern 
sprechen nur vom "Wohnsitz", wobei aber offensichtlich unter 
IIWohnsitz" der "ordentliche' Wohnsitz lt im Sinne der Judikatur des 
Verfassungsgeri chtshofes Gemeint ist. Daher wird im Al1t;omeincn 
Durchführungserlaß des DLJ.ndesrninistel'iums für Handel, Gewerbe und 

. Industrie zum KraftfalJrgE'setz 1967 auch ausdrücklich auf die 
bereits erwähnte Definition des "ordentlichen Wohnsitzes" im 
§ 5 des Staatsbürcerschaftsgesetzes binßewiesen. 

Sowohl das Voll\:szählungs[l;esetz als auch das Wählerevidcnz­
gesetz enthalten - in Entsprechung der Judikatur des VerfasGungs­
gerichtshofes (siehe z.B. Erk.v.8.10.19G8, Zl.5796, und Erh:.v. 
1'7.12. 1955, Z1. 2935) - Bestimmungen, daß eine J?erson ausnahmswe:i..::~e 
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auch mehrere ord entli ebo Wolni.s:l tL'.e haben kann. 00 be~::;t:i.1lJmt § 2 

Abs. 3 des W~i.hlei·eviden:0gcsetzcD, daß ein Wahl- und Stilllmbcrechti;~tcr, 

der in mehreren Gemeinden €ünen orucntli ehGn Vlol1nsi tz hat, il1 die 

Wlihlerevidcnz der GcmeiD.de einz.utr:.1gen ist, in dc-)r er um 
31. Dezember des Vorjahres t·at8~lchJ.ich gewol1l1t hat. Im letzten 

. Satz des obzitierten § 2 Abs. 4 Volkszählungsgesetz wird normiert, 

daß Personen, die behaupten, daß dieße Voraussetzuneen (d.s. die 

. Voraussetzungen für die Begründung eines ordentlichen Vvohns:i.tzes) 

für sie an mehreren Orten zutreffen, anläßlich der Ausfül1w1C der 

Drucksorten anzugeben haben, welcher Wohnsitz als ordentlicher 

. Wohnsitz gelten soll. 

Während also der Begriff des "ordentlichen Wohnsitzes\! in den 

diesbezüglichen gesetzlichen Vorschriften eindeutig determiniert 

ist, scheint di e Aufnahnw einer Definition des Begriffes "wei terer 

Wolmsitz" - von IfZweitwohnsitz" kann ja überhaupt nicht gef3prochen 

werden, da ja unter Umständen auch ein UDritt- oder Viertwohl1sitz" 

vorliegen kann - in die oben angeführten Hechtsvorschriften nicht 

opportun, da in diesen Gesetzen nur normiert werden könnte, daß 

unter Itwei terer V/ohnsitztt derjenige Vlolmsitz gemeint ist, der nicht 

ordentlicher WoJ:>..nsi tz ist. Deshalb genügte cs, die F'ragen des 

qrdentlichen Wohnsitzes auch in den Erläuterungen der bei der 

Volkszählung 1981 verwendeten Drucksorten, die in Verordnungsform 

erganßen sind, zu behandeln. Diese Möglichkeit wa:r für das 

BundesministeriwIl für Inneres deshalb gegeben, weil das Volks­

zahhmgsgesetz zwischen ordentlichem Woh.J.'1.sitz und Wohnsitz -

[temeint ist Itwei terer WOhJ1Si tz" - unterscheidet. 

Zu Punkt 2: Da das Volkszählungsgesetz die Begriffe "ordentlicher 

Wohnsitz" und "Wohnsitz" ver~vendet,kann ich zu der Fraße, ou on 
eine VerbeDserung der einschliigigen Bestimmungen clcG Volks-

ziihlunesge8etzes geclacht sei, nur bemerken 7 daß eine Änderung 

des Volkszählungsgesetzes - dem übrigens im Jahre 1980 auch die 

Nationalratßfraktion, der die Antragsteller angehören,. zue;estinunt 

hat - nicht erforderlich erscheint. 

Abschließend möchte ich demnach bemerken, daß die derzeit 

gel tenden BestimmunGen des Volkszählu.ngsgesetzes über Wolm~3i tz 

und ordentli ehen Wohnsitz für di e BeDtirnmung der Ertragsanteile 

im li'inanzav.sgleich meines J'i:rachtens durchaus ausreichend 

erscheinen; ob allenfalls den Gemeinden aueh für "weitere 

Wolmsi tze" ErtragscmteiJ.e gevr'ährt werden sollten, könnte leclielich 

im Wege einer Novellierung des Finanzausgleichsgesetzes selbDt 

bestimrnt werden. 
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